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KOM(2002) 92 endg. — 2002/0047(COD)

(Von der Kommission vorgelegt am 20. Februar 2002)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Damit der Binnenmarkt verwirklicht wird, müssen Be-
schränkungen des freien Warenverkehrs und Wett-
bewerbsverzerrungen beseitigt werden, und es muss ein
Umfeld geschaffen werden, das Innovationen und Investi-
tionen begünstigt. Vor diesem Hintergrund ist der Schutz
von Erfindungen durch Patente ein wesentliches Kriterium
für den Erfolg des Binnenmarkts. Es ist unerlässlich, dass
computerimplementierte Erfindungen in allen Mitglied-
staaten wirksam und einheitlich geschützt sind, wenn In-
vestitionen auf diesem Gebiet gesichert und gefördert wer-
den sollen.

(2) Die Patentpraxis und die Rechtsprechung in den einzelnen
Mitgliedstaaten hat zu Unterschieden beim Schutz com-
puterimplementierter Erfindungen geführt. Solche Unter-
schiede könnten den Handel stören und somit verhindern,
dass der Binnenmarkt reibungslos funktioniert.

(3) Die Ursachen für die Unterschiede liegen darin begründet,
dass die Mitgliedstaaten neue, voneinander abweichende
Verwaltungspraktiken eingeführt oder die nationalen Ge-
richte die geltenden Rechtsvorschriften unterschiedlich
ausgelegt haben; diese Unterschiede könnten mit der
Zeit noch größer werden.

(4) Die zunehmende Verbreitung und Nutzung von Compu-
terprogrammen auf allen Gebieten der Technik und die
weltumspannenden Verbreitungswege durch das Internet
sind ein kritischer Faktor für die technologische Innova-
tion. Deshalb sollte sichergestellt sein, dass die Entwickler
und Nutzer von Computerprogrammen in der Gemein-
schaft ein optimales Umfeld vorfinden.

(5) Aus diesen Gründen sollten die Rechtsvorschriften, so wie
sie von den Gerichten in den Mitgliedstaaten ausgelegt
werden, vereinheitlicht und die Vorschriften über die Pa-

tentierbarkeit computerimplementierter Erfindungen
transparent gemacht werden. Die dadurch gewährte
Rechtssicherheit sollte dazu führen, dass Unternehmen
den größtmöglichen Nutzen aus Patenten für computer-
implementierte Erfindungen ziehen, und sie sollte Anreize
für Investitionen und Innovationen schaffen.

(6) Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sind auf das
Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte der
Rechte des geistigen Eigentums verpflichtet (TRIPS-Über-
einkommen), und zwar durch den Beschluss des Rates
94/800/EG vom 22. Dezember 1994 über den Abschluss
der Übereinkünfte im Rahmen der multilateralen Ver-
handlungen der Uruguay-Runde (1986—1994) im Namen
der Europäischen Gemeinschaft in Bezug auf die in ihre
Zuständigkeiten fallenden Bereiche (1). Nach Artikel 27
Absatz 1 des TRIPS-Übereinkommens sollen Patente für
Erfindungen auf allen Gebieten der Technik erhältlich
sein, sowohl für Erzeugnisse als auch für Verfahren, vo-
rausgesetzt, sie sind neu, beruhen auf einer erfinderischen
Tätigkeit und sind gewerblich anwendbar. Gemäß dem
TRIPS-Übereinkommen sollten ferner ohne Diskriminie-
rung nach dem Gebiet der Technik Patente erhältlich
sein und Patentrechte ausgeübt werden können. Diese
Grundsätze sollten demgemäß auch für computerimple-
mentierte Erfindungen gelten.

(7) Nach dem Übereinkommen über die Erteilung europäi-
scher Patente (Europäisches Patentübereinkommen) vom
5. Oktober 1973 (EPÜ) und den Patentgesetzen der Mit-
gliedstaaten gelten Programme für Datenverarbeitungs-
anlagen, Entdeckungen, wissenschaftliche Theorien, ma-
thematische Methoden, ästhetische Formschöpfungen, Plä-
ne, Regeln und Verfahren für gedankliche Tätigkeiten, für
Spiele oder für geschäftliche Tätigkeiten sowie die Wieder-
gabe von Informationen ausdrücklich nicht als Erfindun-
gen, weshalb ihnen die Patentierbarkeit abgesprochen
wird. Diese Ausnahme gilt jedoch nur, und hat auch
ihre Berechtigung nur, sofern sich die Patentanmeldung
oder das Patent auf die genannten Gegenstände oder Tä-
tigkeiten als solche bezieht, da die besagten Gegenstände
und Tätigkeiten als solche keinem Gebiet der Technik
zugehören.

(8) Der Patentschutz versetzt die Innovatoren in die Lage,
Nutzen aus ihrer Kreativität zu ziehen. Patentrechte schüt-
zen zwar Innovationen im Interesse der Gesellschaft all-
gemein; sie sollten aber nicht in wettbewerbswidriger
Weise genutzt werden.
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(9) Nach der Richtlinie 91/250/EWG des Rates vom 14. Mai
1991 über den Rechtsschutz von Computerprogram-
men (1) sind alle Ausdrucksformen von originalen Com-
puterprogrammen wie literarische Werke durch das Urhe-
berrecht geschützt. Die Ideen und Grundsätze, die einem
Element eines Computerprogramms zugrunde liegen, sind
dagegen nicht durch das Urheberrecht geschützt.

(10) Damit eine Erfindung als patentierbar gilt, sollte sie tech-
nischen Charakter haben und somit einem Gebiet der
Technik zuzuordnen sein.

(11) Zwar werden computerimplementierte Erfindungen einem
Gebiet der Technik zugerechnet, aber um das Kriterium
der erfinderischen Tätigkeit zu erfüllen, sollten sie wie alle
Erfindungen einen technischen Beitrag zum Stand der
Technik leisten.

(12) Folglich erfüllt eine Erfindung, die keinen technischen
Beitrag zum Stand der Technik leistet, z. B. weil dem
besonderen Beitrag die Technizität fehlt, nicht das Krite-
rium der erfinderischen Tätigkeit und ist somit nicht pa-
tentierbar.

(13) Wenn eine festgelegte Prozedur oder Handlungsfolge in
einer Vorrichtung, z. B. einem Computer, abläuft, kann
sie einen technischen Beitrag zum Stand der Technik leis-
ten und somit eine patentierbare Erfindung darstellen.
Dagegen besitzt ein Algorithmus, der ohne Bezug zu einer
physischen Umgebung definiert ist, keinen technischen
Charakter; er stellt somit keine patentierbare Erfindung
dar.

(14) Um computerimplementierte Erfindungen rechtlich zu
schützen, sollten keine getrennten Rechtsvorschriften er-
forderlich sein, die das nationale Patentrecht ersetzen. Die
Vorschriften des nationalen Patentrechts sollten auch wei-
terhin die Hauptgrundlage für den Rechtschutz computer-
implementierter Erfindungen liefern, und lediglich in be-
stimmten Punkten, die in dieser Richtlinie dargelegt sind,
angepasst oder ergänzt werden.

(15) Diese Richtlinie sollte sich auf die Festlegung bestimmter
Patentierbarkeitsgrundsätze beschränken; im Wesentlichen
sollen diese Grundsätze einerseits die Schutzfähigkeit von
Erfindungen sicherstellen, die einem Gebiet der Technik
zugehören und einen technischen Beitrag zum Stand der
Technik leisten, andererseits Erfindungen vom Schutz aus-
schließen, die keinen technischen Beitrag zum Stand der
Technik leisten.

(16) Die Wettbewerbsposition der europäischen Wirtschaft im
Vergleich zu ihren wichtigsten Handelspartnern würde
sich verbessern, wenn die bestehenden Unterschiede
beim Rechtschutz computerimplementierter Erfindungen
ausgeräumt würden und die Rechtslage transparenter
wäre.

(17) Diese Richtlinie berührt nicht die Wettbewerbsvorschrif-
ten, insbesondere Artikel 81 und 82 EG-Vertrag.

(18) Urheberrechtlich zulässige Handlungen gemäß der Richt-
linie 91/250/EWG über den Rechtsschutz von Computer-

programmen, insbesondere deren Vorschriften über die
Dekompilierung und die Interoperabilität, oder die Vor-
schriften über Marken oder Halbleitertopografien sollen
unberührt bleiben von dem Patentschutz für Erfindungen
aufgrund diese Richtlinie.

(19) Gemäß Artikel 5 EG-Vertrag kann die Gemeinschaft nach
dem Subsidiaritätsprinzip tätig werden, da die Ziele der
vorgeschlagenen Maßnahme, also die Harmonisierung der
nationalen Vorschriften für computerimplementierte Er-
findungen, „auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausrei-
chend erreicht werden können und daher wegen ihres
Umfangs oder ihrer Wirkung besser auf Gemeinschafts-
ebene erreicht werden können“. Diese Richtlinie steht
auch im Einklang mit dem in diesem Artikel festgeschrie-
benen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, da sie nicht
über das für die Erreichung der Ziele erforderliche Maß
hinausgeht —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Anwendungsbereich

Diese Richtlinie legt Vorschriften für die Patentierbarkeit com-
puterimplementierter Erfindungen fest.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestim-
mungen:

a) „Computerimplementierte Erfindung“ ist jede Erfindung, zu
deren Ausführung ein Computer, ein Computernetz oder
eine sonstige programmierbare Vorrichtung eingesetzt
wird und die auf den ersten Blick mindestens ein neuartiges
Merkmal aufweist, das ganz oder teilweise mit einem oder
mehreren Computerprogrammen realisiert wird.

b) „Technischer Beitrag“ ist ein Beitrag zum Stand der Technik
auf einem Gebiet der Technik, der für eine fachkundige
Person nicht nahe liegend ist.

Artikel 3

Gebiet der Technik

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine computerimple-
mentierte Erfindung als einem Gebiet der Technik zugehörig
gilt.

Artikel 4

Voraussetzungen der Patentierbarkeit

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine computer-
implementierte Erfindung patentierbar ist, sofern sie gewerblich
anwendbar und neu ist und auf einer erfinderischen Tätigkeit
beruht.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Voraussetzung
der erfinderischen Tätigkeit nur erfüllt ist, wenn eine computer-
implementierte Erfindung einen technischen Beitrag leistet.
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(3) Bei der Ermittlung des technischen Beitrags wird beur-
teilt, inwieweit sich der Gegenstand des Patentanspruchs in
seiner Gesamtheit, der sowohl technische als auch nichttech-
nische Merkmale umfassen kann, vom Stand der Technik ab-
hebt.

Artikel 5

Form des Patentanspruchs

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass auf eine computerimple-
mentierte Erfindung entweder ein Erzeugnisanspruch erhoben
werden kann, wenn es sich um einen programmierten Compu-
ter, ein programmiertes Computernetz oder eine sonstige pro-
grammierte Vorrichtung handelt, oder aber ein Verfahrens-
anspruch, wenn es sich um ein Verfahren handelt, das von
einem Computer, einem Computernetz oder einer sonstigen
Vorrichtung durch Ausführung von Software verwirklicht wird.

Artikel 6

Konkurrenz zur Richtlinie 91/250/EWG

Zulässige Handlungen im Sinne der Richtlinie 91/250/EWG
über den Rechtsschutz von Computerprogrammen durch das
Urheberrecht, insbesondere der Vorschriften über die Dekom-
pilierung und die Interoperabilität, oder im Sinne der Vorschrif-
ten über Marken oder Halbleitertopografien bleiben vom Pa-
tentschutz für Erfindungen aufgrund dieser Richtlinie unbe-
rührt.

Artikel 7

Beobachtung

Die Kommission beobachtet, wie sich computerimplementierte
Erfindungen auf die Innovationstätigkeit und den Wettbewerb
in Europa und weltweit sowie auf die europäischen Unterneh-
men und den elektronischen Geschäftsverkehr auswirken.

Artikel 8

Bericht über die Auswirkungen der Richtlinie

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem
Rat spätestens am (Datum (drei Jahren nach dem in Artikel 9
Absatz 1 genannten Datum)) einen Bericht vor über:

a) die Auswirkungen von Patenten auf computerimplemen-
tierte Erfindungen auf die in Artikel 7 genannten Faktoren,

b) die Angemessenheit der Regeln für die Festlegung der Pa-
tentierbarkeitsanforderungen, insbesondere im Hinblick auf
die Neuheit, die erfinderische Tätigkeit und den eigentlichen
Patentanspruch, und

c) etwaige Schwierigkeiten, die in Mitgliedstaaten aufgetreten
sind, in denen Erfindungen vor Patenterteilung nicht auf
Neuheit und Erfindungshöhe geprüft werden, und etwaige
Schritte, die unternommen werden sollten, um diese
Schwierigkeiten zu beseitigen.

Artikel 9

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens
am (Datum (letzter Tag des betreffenden Monats)) nachzukom-
men. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kennt-
nis.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amt-
lichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit-
gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die sie im
Geltungsbereich dieser Richtlinie erlassen.

Artikel 10

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 11

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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